
144 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Nachdruck vom 10. 6.1987 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom xxxxxxxxxx, mit dem 
Finanzierungsmaßnahmen für Gesellschaften 
des. ÖIAG-Konzerns getroffen, das ÖIAG­
Anleihegesetz geändert' und organisations­
rechtliche Bestimmungen für vom 1. Verstaat­
lichungsgesetz betroff~ne Unternehmungen 
aufgehoben werden (OIAG-Finanzierungsge-

setz 1987) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist 
ermäc:~tigt, der Österreichische Industrieholding 
AG (OIAG) die Ausgaben für Zinsen und Tilgun­
gen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Kredi­
ten zu refundieren, welche die ÖIAG im Gesamt­
ausmaß bis zu 20 600 Millionen Schilling mit Haf­
tungen des Bundes gemäß ÖIAG-Anleihegesetz, 
BGBI. Nr. 295/1975, zum Zwecke der Zuführung 
von D~rlehen oder Eigenkapital an' in der Anlage 
zum OIAG-Gesetz, BGBI. Nr. 204/1986, ange­
führte Gesellschaften und deren Tochtergesell­
schaften sowie andere Gesellschaften, an denen die 
ÖIAG beteiligt ist, aufnimmt. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch­
tigt, der ÖIAG die Ausgaben für Zinsen und Ti!" 
gungen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre­
diten, welche die ÖIAG zwischen 20. März 1986 
und dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes mit 
Haftung des Bundes gemäß dem ÖIAG-Anleihege­
setz im Nominalwert von höchstens 12300 Millio­
nen Schilling, aber ohne Anwendung des Art. lIdes 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 589/1983, aufgenom­
men hat, zu ersetzen, 

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters 
ermächtigt, der ÖIAG die ab Inkrahtreten dieses 
Bundesgesetzes geleisteten Ausgaben für Zinsen 
von Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten, 
welche die ÖIAG mit Haftung des Bundes auf 
Grund des ÖIAG-Anleihegesetzes, aber ohne 
Refundierungspflicht bzw. -ermächtigung des Bun­
des bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
aufgenommen hat, zu ersetzen. 

(4) Die Höhe der Refundierungen wird jährlich 
nach Anhörung der ÖIAG festgelegt. Dabei ist auf 
die wirtschaftliche Entwicklung der ÖIAG oder der 
Gesellschaften, die im Sinne der Abs~ 1 und 2 besi­
cherte Mittelzufuhrungen erhielten, Bedacht zu 
nehmen. Die Höhe der Refundierungen des Bun­
des wird sich in dem Maße verringern, als sich die 
Ertragslage der ÖIAG oder der Gesellschaften, die 
im Sinne der Abs. 1 und 2 besicherte Mittelzufüh­
rungen erhielten, verbessert. Dividendeneinnah­
men, welche die ÖIAG während der Laufzeit dieser 
Kreditoperationen von den in Abs. 1 zitierten 
Gesellschaften, die auf Grundlage dieser Gesetzes­
bestimmung finanzierte Eigenkapitalzuführungen 
erhalten, erzielt, sowie Einnahmen der ÖIAG für 
Zinsen und Tilgungen von Darlehen, ~elche die 
ÖIAG diesen Gesellschaften gewährt hat und für 
welche die Kapiialaufbringung auf Grundlage die­
ser Gesetzesbestimmung erfolgt, sind auf die Lei­
sturigen des Bundes jedenfalls anzurechnen. 

(5) Für die jeweils im folgenden Halbjahr in Aus­
sicht genommenen Zahlungen nach diesem Bundes­
gesetz ist die Zustimmung der Bundesregierung 
einzuholen. 

§ 2. Die Zuführung von Darlehen oder Eigenka­
pital an eine Gesellschaft darf, wenn eine Refundie­
rung im Sinne des § 1 Abs. J in Anspruch genom­
men werden soll, von der ÖIAG nur erfolgen, 
wenn und insoweit die Eigenmittel dieser Gesell­
schaft nicht ausreichen, 

a) um zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Unternehmenslage notwendige Umstruktu­
rierungsmaßnahmen durchzuführen oder 

b) um Verluste zu bewältigen, und 
c) ein besonderes volkswirtschaftliches Interesse 

an d~r Bewältigung dieser Probleme besteht. 

§ 3. Die Mittelzuführungen n:ach diesem Bundes­
gesetz haben auf Grund eines Vertrages zwischen 
dem Bund und der ÖIAG zu erfolgen, in dem ins­
besondere die folgenden Regelungen vorzusehen 
sind: 

a) die Mittelzuführungen dürfen ausschließlich 
zu dem jeweils maßgeblichen Zweck 1m 
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Sinne des § 2 und damit im Zusammenhang 
stehenden Aufwendungen eingesetzt und 
müssen durch entsprechende Rationalisie­
rungsmaßnahmen in ihrer Wirksamkeit 
unterstützt werden; 

b) durch entsprechende Auskunfts-, Offenle­
gungs- und Berichtspflichten und ein Ein­
sichtsrecht ist die widmungsgemäße Verwen­
dung der Mittelzuführungen sicherzustellen; 

c) daß die Mittelzuführungen gemäß § 1 Abs. 1 
im Rahmen eines von der ÖIAG vorgelegten 
und vom Bund genehmigten Finanzkonzep­
tes erfolgen. Aus diesem Konzept müssen die 
Höhe und der Zeitplan der für die einzelnen 
Gesellschaften beabsichtigten Mittelzufüh­
rungen nach dem jeweiligen finanziellen 
Bedarf, aufbauend auf einem von den einzel­
nen Gesellschaften vorzulegenden, minde­
stens dreijährigen Unternehmenskonzept, 
ersichtlich sein, wobei insbesondere auf Mit­
telzuführungen für Forschung und Entwick­
lung, für Umweltschutz und für sonstige 
Investitionen Bedacht zu nehmen ist; in die­
sem Konzept haben die Gesellschaften auch 
Angaben über die Entwicklung der Personal-

. - kosten einschließlich der Sozialleistungen zu 
machen; 

d) daß die ÖIAG durch Richtlinien und Wei­
sungen (§ 2 Abs. 1 des ÖIAG-Gesetzes) auch 
dafür Sorge zu tragen hat, daß von den Kon­
zerngesellschaften dem Vertrag Rechnung 
getragen wird; die ÖIAG ist weiters zu ver­
pflichten, die Mittelzuführungen gemäß § 1 
Abs. 1 .an die dadurch begünstigten Gesell­
schaften mit gleichgerichteten vertraglichen 
Verpflichtungen dieser Gesellschaften zu ver­
binden und diesen eine Erstattungspflicht bei 
widmungswidriger Verwendung der Mittel­
zuführungen aufzuerlegen; 

e) daß die jährlichen Refundierungen auf 
Grund eines von der ÖIAG vorzulegenden 
Finanzplanes und nach Maßgabe der budge­
tären Möglichkeiten des Bundes erfolgen. 

§ 4. Pläne für Kapitalmarkttransaktionen der 
ÖIAG sowie diese Maßnahmen selbst bedürfen der 
Genehmigung des Bundes. 

§ 5. Alle Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns 
haben ihrerseits durch die Veräußerung von für 
den Unternehmensgegenstand nicht notwendigen 
Vermögensbestandteilen einen Beitrag zur Stär­
kung ihrer Liquidität sowie der Ertragslage des 
Konzerns zu erbringen. Darüber hat die ÖIAG 
vierteljährlich dem Bund zu berichten. 

§ 6. Die nach § 3 lit. b zu vereinbarenden 
Berichte haben die in Art. II § 1 Abs. 2, letzter Satz, 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr.633/1982 und· 
Art. 11 § 1 Abs. 2, letzter Satz, und Abs. 3 des Bun­
desgesetzes BGBl. Nr.589/1983 vorgesehenen 
Berichtspflichten mit zu umfassen. In diesen 
Berichten hat die ÖIAG auch über die unter Ver-

wendung der im Sinne des § 1 besicherten Mittel­
zuführungen getätigten Maßnahmen und deren 
Beitrag zur Strukturverbesserung zu berichten. 
Weiters ist in ihnen auf die Übereinstimmung mit 
den in § 3 lit. c erwähnten Unternehmenskonzepten 
hinzuweisen; etwaige Abweichungen davon sind 
entsprechend zu erläutern. 

§ 7. (1) Bei Gesellschaften des ÖIAG-Konzerp.s, 
die Mittelzufühtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 
sonstige Zuführungen von Darlehen oder Eigenka­
pital durch den Eigentümer erhalten, sind in 
betrieblichen oder einzelvertraglichen Vereinbarun­
gen über Zusatzpensionen enthaltene Wertanpas­
sungsklauseln bis zum 31. Dezember 1990 nicht 
anzuwenden. 

(2) Soweit es die wirtschaftliche Lage dieser 
Gesellschaften erfordert, sind betriebliche Verein­
barungen über Zusatzpensionen durch Regelungen 
zu ersetzen, die die Ertragslage entsprechend 
berücksichtigende Zusatzpensionen vorzusehen 
haben. 

Artikel II 

Das Bundesgesetz vom 29. April 1975, BGB!. 
Nr. 295, betreffend die Übernahme der Bundeshaf­
tung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite 
der Österreichische Industrieverwaltungs-Aktien­
gesellschaft (ÖIAG-Anleihegesetz) in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 204/1986 wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 lit. b hat zu lauten: 

"b) gemäß § 1348 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches für Haftungen, die die Öster­
reichische Industrieholding Aktiengesell­
schaft gemäß § 1357 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuches für im In- und Ausland 
durchzuführende Kreditoperationen (Anlei­
hen, Darlehen und sonstige Kredite) der in 
der Anlage zum ÖIAG-Gesetz, BGB!. 
Nr.204/1986, angeführten Gesellschaften 
und deren Tochtergesellschaften sowie ande­
rer Gesellschaften, an denen die ÖIAG betei­
ligt ist, übernimmt." 

2. § 1 Abs. 2 lit. a und b haben zu lauten: 

"a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag 
(Gegenwert) der Haftung gemäß Abs. 1 lit. a 
und b 62 000 Millionen Schilling an Kapital 
und 62 000 Millionen Schilling an Zinsen 
und Kosten nicht übersteigt; 

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag 
von 2 500 Millionen Schilling an Kapital 
nicht übersteigt;" 

3. § 1 Abs. 2 lit. f hat zu lauten: 

"f) der Erlös aus Kreditoperationen, für welche 
gemäß Abs. 1 lit. b die Haftung übernommen 
wird, zur Durchführung von Investitionen 
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und Rationalisierungsmaßnahmen oder zur 
Durchführung von Anschlußfinanzierungen 
bis zum jeweils gleichen Kapitalbetrag für 
solche Kreditoperationen in den vom Abs. 1 
lit. b umschriebenen Gesellschaften verwen­
det wird. Die sich jeweils ergebende Gesamt­
laufzeit, das ist die Summe der Laufzeit der 
Kreditoperationen zur . Durchführung von 
Investitionen und Rationalisierungsmaßnah -
men und der Kreditoperationen zur 
Anschlußfinanzierung, darf die im Abs. 2 
lit. c festgesetzte Laufzeit nicht übersteigen." 

4. § 6 Abs. 1 lit. a hat zu lauten: 

"a) eine Prolongierung von Fälligkeiten von Ver­
pflichtungen aU$ Kreditoperationen, zur Ver­
meidung einer Inanspruchnahme des Bundes 
aus der Haftung aus welchem Grund immer 
geboten ist," 

5. In allen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sind die Worte "Österreichische Industrieverwal-· 
tungs-Aktiengesells·chaft" jeweils durch "Öster­
reichische Industrieholding Aktiengesellschaft'~ zu 
ersetzen. 

Artikel III 

(1) Das Bundesgesetz vom 1. Juni 1960 über die 
Rekonzernierung bei verstaatlichten Unternehmun­
gen (Rekonzernierungsgesetz), BGBI. Nr. 112/ 
1960, und das Bundesgesetz vom 11. Juli 1963 über 
organisatorische Maßnahmen im Bereich der ver­
staatlichten Unternehmungen (1. Verstaatlichungs­
Organisationsgesetz), BGBI. Nr. 208/1963, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr.329/1963 
werden aufgehoben. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Das Bundesverfas­
sungsgesetz vom 22. Oktober 1969 betreffend die 
Mitwirkung des Hauptausschusses des Nationalra­
tes bei Angelegenheiten der in der Anlage zum 
ÖIG-Gesetz, BGBI. l:'Jr.23/1967, angeführten 
Gesellschaften und die Prüfungsbefugnis des Rech­
nungshofes, BGBI. Nr. 46/1970, in der Fassung des 
Art. IV des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Oktober 1977, BGBI. Nr. 539/1977, wird auf­
.gehoben. 

(3) § 3 des Bundesgesetzes über die Verstaatli­
chung v~n Unternehmungen, BGBI. Nr. 168/1946, 
wird aufgehoben. 

Artikel IV 

(1) Das ÖIAC=-Gesetz, BG,BI. Nr.204/1986, 
wird geändert wie folgt: 

1. § 3 hat zu lauten: 

,,§ 3. Der zuständige Bundesminister hat dem 
Nationalrat jährlich nach Jahresabschluß einen 
Bericht über die Lage des ÖIAG-Konzerns vorzu­
legen, in dem auch über die Entwicklung der Orga­
nisationsstruktur und der Eigentumsverhältnisse an 

, den Konzerngesellschaften zu berichten ist." 

2. § 6 und § 8 Abs. 2 treten außer Kraft .. 

(2) Die Verbindlichkeiten der ÖIAG, für die der 
Bundesminister für Finanzen zu Refundierungen 
ermäcb.tigt ist, und die entsprechenden Refundie­
rungsbeträge sind in der Bilanz der ÖIAG geson­
dert als Schulden und Vermögensgegenstände aus­
zuweis'en. 

Artikel V 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: 

a) der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich 
des Art. I § 1 Abs. 1 bis 3, § 4 und des Art. 11, 

b) hinsichtlich des Art. I § 1 Abs. 4, des § 2 und 
des § 3 der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen, 

c) der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr hinsichtlich des 
Art. I § 1 Abs. 5 und des Art. III Abs. 3, 

d) hinsichtlich des Art. I § 7 der Bundesminister 
für Justiz, . 

e) hinsichtlich des Art. III Abs. 2 die Bundesre~ 
glerung, 

f) im übrigen der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr. 

2 
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4 144 der Beilagen 

VORBLATT 

Problem: 

Die Unternehmungen des ÖIAG-Konzerns, insbesondere die der Eisen- und Stahlindustrie, sind von 
den anhaltenden internationalen Branchenkrisen schwer betroffen und mußten erhebliche Ertragseinbu­
ßen sowie in Verbindung damit eine Schmälerung der Eigenkapitalbasis hinnehmen. Diese U nterrrehmun­
gen können daher die mit der Durchführung strukturverbessernder Maßnahmen, insbesondere entspre­
chender Investitionen, verbundenen finanziellen Aufwendungen weiterhin nicht aus eigener Kraft tragen. 

Lösung: 

Die zur Durchführung strukturverbessernder Maßnahmen, insbesondere Investitionen, zur Abdek­
kung der bei einzelnen Gesellschaften eingetretenen Verluste und zur Ei.S"enkapitalstärkung erforderlichen 
Mittel im Gesamtausmaß von 20 600 Millionen Schilling sollen von der OIAG aufgebracht und den Unter­
nehmungen im Jahr 1987 und in späteren Jahren zugeführt werden; Des weiteren sollen von der ÖIAG in 
den vergangenen Jahren aufgenommene, den Unternehmungen zugeführte und noch nicht mit Refundie­
rungspflicht ausgestattete Anleihen und Kredite der ÖIAG in die Refundierung eingebunden werden. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, der ÖIAG die Ausgaben für Zinsen und Tilgungen der 
erforderlichen Kapitalmarkttransaktionen je nach Entwicklung der Ertragslage der ÖIAG aus dem Bun­
desbudget zu ersetzen. Dividenden-, Zinsen- und Tilgungseinnahmen der ÖIAG sollen auf die Refundie­
rungen des Bundes angerechnet werden. Der Bund soll für Mittelaufnahmen der ÖIAG die Haftung 
gemäß dem ÖIAG-Anleihegesetz, dessen Haftungsrahmen gleichzeitig erhöht wird, übernehmen. 

Die Gesellschaften.des ÖIAG-Konzerns haben ihrerseits durch die Veräußerung von für den Unter­
nehmensgegenstand nicht notwendigen Vermögensbestandteilen und durch andere Eigenleistungen einen 
Beitrag zur Stärkung ihrer Liquidität sowie der Ertragslage des Konzerns zu erbringen. Dazu wird auch 
eine Aufhebung der gesetzlichen Veräußerungsverbote und -beschränkungen für die vom (1.) Verstaatli­
chungsgesetz betroffenen Unternehmungen und deren Nachfolgegesellschaften notwendig sein. 

Alternative: 

Ohne diese Finanzierungshilfe wäre der Fortbestand einiger Unternehmungen des ÖIAG-Konzerns 
gefährdet und seine strukturverbessernde Umgestaltung nicht möglich, was negative volkswirtschaftliche 
Folgen hätte. Eine dem vorliegenden Gesetzentwurf gleich wirksame Alternative ist nicht gegeben. 

Kosten: 

Aus der Durchführung des Art. I kann dem Bund ein auf ca. zwei Jahrzehnte verteilter finanzieller 
Mehraufwand bis zur Höhe der Tilgung und Verzinsung der Fremdmittelaufnahmen von 20 600 Millio­
nen Schilling sowie der Einbindung von bisher nur mit Bundeshaftung versehenen Kreditaufnahmen der 
ÖIAG in Refundierungsregelungen erwachsen. Die Höhe der Belastung des Bundes wird sich in dem Maß 
verringern, als sich die Ertragslage-der Unternehmungen, die Mittelzuführungen erhalten, als auch der 
ÖIAG selbst, verbessert. 

Ob aus einer Erhöhung des Haftungsrahmens gemäß Art. 11 eine Inanspruchnahme des Bundes und 
damit Mehrkosten eintreten werden, kann derzeit nicht beurteilt werden. . . 

In Anbetracht der angespannten Dienstpostensituation des Bundes werden Bemühungen zu setzen 
sein, mit dem gegenwärtig mit Belangendes ÖIAG-Konzerns befaßten Personal weiterhin das Auslangen 
zu finden. 
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Erläuterungen \ 

Allgemeiner Teil 

Die Unternehmungen des ÖIAG-Konzerns stel­
len einen wesentlichen, nicht wegzudenkenden 
Faktor der österreichischen Volkswirtschaft dar. 
Sie erarbeiteten im Jahre 1985 einen Bruttoproduk­
tionswert von rd. 131 Milliarden S und repräsen­
tierten damit rd. Vs der gesamtösterreichischen 
Industrie. Von den österreichischen Exporten kom­
men rd. Vs aus Betrieben des ÖIAG-Konzerns. 
Trotz des in den vergangenen Jahren erfolgten 
Rückgange.s des Beschäftigtenstandes liegt. der 
Anteil der ÖIAG-Unternehmen an den Industrlebe­
schäftigten Österreichs bei knapp 18%. pie Investi­
tionen in das Sachanlagevermögen des OIAG-Kon­
zerns betrugen in den Jahren 1981 bis 1985 rd. 
35 Milliarden S. Neben diesen direkten Anteilsgrö­
ßen ist die hohe Bedeutung der ÖIAG-Unterneh­
mungen für eine Vielzahl österreichischer Zuliefer­
unternehmen festzuhalten. Im Jahre 1985 hat die· 
Privatwirtschaft Zulieferaufträge von rd. 40 Milli­
arden S erfüllt, womit der geschätzte Beschäfti­
gungseffekt aus der Inlandsnachfrage b.ei rd. 40 000 
Beschäftigten liegen dürfte. Mehr als die Hälfte des 
Zukaufvolumens der großen verstaatlichten Unter­
nehmen wurde im Inland placiert; 1986 waren rd. 
64% der Investitionen des blAG-Konzerns 
inlandswirks~m. 

Die Netto-Lohn- und Gehaltssumme der Unter­
nehmungen des ÖIAG-Konzerns b.etrug 1985. rd. 
21 Milliarden S, von der ebenfalls eIne wesentliche 
Inlandsnachfrage indiziert wurde. Wesentlich ist 
auch die Funktion der Lehrlingsausbildungsstätten, 
in denen jährlich· ca. 5 000 Lehrlinge ausgebildet 
werden .. 

Aus diesem Grund 'muß es das Ziel einer verant­
wortungsbewußten Politik des letztlichen Eigen:ü­
mers dieser Unternehmungen, des Bundes, seIn, 
auch weiterhin Möglichkeiten zur Umstrukturie­
rung, Modernisierung, Investition und Innovati~n 
zu eröffnen. Damit soll die Grundlage auch für eIn 
möglichst hohes Beschäftigu!1gsniv~au und das ~ür 
die wirtschaftliche Zukunft Österreichs notwendige 
innovative Potential erh,alten bleiben. 

Mit dem am 4. April 1986 vom Nationalrat 
beschlossenen Gesetz über die Österreichische 
Industrieholding Aktiengesellschaft (BGBI. 

Nr. 204/1986) wurde mit der Abschaffung des Par­
teienproporzes im Bereich der .verstaatlichten Indu­
strie und der Einrichtung der ÖIAG als führendem 
Unternehmen eines international tätigen Konzerns 
eine wesentlich;-Voraussetzung für eine nachhal­
tige Strukturverbesserung geschaffen. In den 
Unternehmungen des ÖIAG-Konzerns wurden 
inzwischen mit der Neubestellung der Aufsichtsräte 
und eines Großteils der Vorstände die personell 
notwendigen Änderungen vollzogen; Richtlinien 
zur Realisierung der gesetzlichen Konzernleitungs­
aufgabe durch die ÖIAG stehen vor dem Abs~hluß. 
Die Arbeiten an der Strukturänderung der eInzel­
nen Konzernbereiche wurden aufgenommen und 
haben zum Teil bereits in konkreten Konzepten ein 
Zwischen~rgebnis gefunden (etwa für den Chemie­
bereich). Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Unternehmungen des Grundstoffsektors der ver­
staatlichten Industrie - insbesondere jene des 
Stahlbereiches - ist weiterhin durch die immer 
noch bestehenden Strukturprobleme, verstärkt 
durch Branchenkrisen, gekennzeichnet. Preisrück­
gänge bei Stahlerzeugnissen und Preisverfal~ für 
Blei, Zink und Kupfer, aber auch für chemische 
und petrochemische Produkte, ~er starke Rück­
gang im Anlagenbau, zeigen, daß die betroffen~n 
Unternehmungen immer noch äußerst anfällig 
gegen Marktschwankungen sind, . 

'Insgesamt erreichte der ÖIAG-Konzern 1986 
einen Gesamt-Produktionsumsatz (also ohne Ver­
triebsgesellschaften) von rd. 158 Milli~rden S n.ach 
rd. 188 Milliarden S im Jahre 1985. Dies entsprIcht 
einem Rückgang von rd. 15%. Die EXforte des 
ÖIAG-Konzerns beliefen sich 1986 auf Insgesamt 
60,7 Milliarden S, was gegenüber 1985 einen Rück­
gang um 15% bedeutet. Der Auftragseingang v,er­
minderte sich um rd. 23%; der Auftragsstand gIng 
um knapp 20% zurück. 

Auf Grund der genannten Probleme sowie des 
weltweit bestehenden Konjunktureinbruchs im 
Bergbau- und Stahlbereich ist es notwendig, den 
von den angeführten,Problemen (noch) betroffenen 
Unternehmungen die zum Abschluß des Umstruk­
turierungsprozesses notwendigen Mittel zur Verfü­
gung zu stellen. Die Mittelzuführungen müssen auf 
Grund von- Unternehmenskonzepten erfolgen, die 
vorzusehen haben, daß zur Erreichung .der genann-
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ten Ziele über das kornmende Finanzierungspaket 
hinausgehend keine weiteren öffentlichen Mittel 
mehr erforderlich sein werden. 

Diese Anforderungen bedingen die Gestaltung 
des organisatorischen Zusammenhaltes zwischen 
der ÖIAG und ihren Tochterunternehmungen in 
der Art, daß eine effiziente Umsetzung der vorge­
legten Planung und eine' entsprechende Erfolgs­
kontrolle sichergestellt sind; dazu wird die ÖIAG 
vor allem die ihr seit dem Inkrafttreten des ÖIAG.: 
Gesetzes als Muttergesellschaft eines Konzerns 
möglichen Weisungs- und Richtlinienbefugnisse 
einsetzen können. 

Entscheidend für den Erfolg der Umstrukturie-O 
rung, die letztlich alle Gesellschaften des ÖIAG­
Konzerns in positive Bilanzergebnisse führen soll, 
ist einerseits eine entsprechende FinanzmitteIpla­
nung und andererseits eine laufende Kontrolle über 
den mit den zugeführten Mittel erreichten Erfolg. 
Wesentliche Aufgabe der ÖIAG als konzernleiten­
dem Unternehmen ist die Prüfung und Koordina­
tion von Konzepten der einzelnen Gesellschaften. 
Aufgrund dieser Konzepte ist ein mehrjähriges 
Finanz- und Investitionskonzept zu erstellen. Die­
ses Finanzkönzept ist dem Bund nach Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes zur Genehmigung vorzule­
gen, und der Bund wird die Möglich~eit haben, 
nach entsprechender Prüfung eine Genehmigung 
auch unter Bedingungen und Auflagen zu erteilen. 
In einem Vertrag zwischen dem Bund und der 
ÖIAG werden das Verfahren für die MitteIzufüh­
rungen, die Kontrolle der Zuwendungen und die 
Refundierungen zu gestalten sein. 

mungen wird die ÖIAG in allen Fällen auf Eigen­
beiträgen der Unternehmungen durch Realisierung 
von Liquiditätsreserven und auf eine maßvolle 
Lohn-, Gehalts- und Sozialleistungsgestaltung zu 
bestehen haben, um auch in dieser Form den 
Gesamtfinanzierungsb~darf zu reduzieren. Hiezu 
gehört auch die Notwendigkeit, bei den betriebli­
chen Pensionsbeiträgen für alle zu begünstigten 
Unternehmungen zugehörigen Personen Einspa­
r~ngen zu erzielen. Darüber hinaus wird die ÖIAG 
auch selbst einige ihrer sonstigen nicht direkt zum 
verstaatlichten Bereich gehörenden Beteiligungen 
abzugeben und andere Eigenleistungen durch die 
Abgabe von Aktien, etwa der ÖMV AG, zu erbrin­
gen haben. Die Entscheidung über die Abgabe von ' 
Anteilen und Beteiligungen an Unternehmungen 
wird jeweils im Einzelfall und im Einklang mit den 
Unternehmenskonzepten, nach Überlegungen der 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit, zu treffen 
sein. Die historisch noch aus der Zeit des unmittel­
baren Bundeseigentums an den vom (1.) Verstaatli­
chungsgesetz (BGBI. Nr.168/1946) betroffenen 
Unternehmungen bestehenden gesetzlichen Veräu­
ßerungsverbote und -beschränkungen sollen in 
Art. IH aufgehoben werden. Nicht berührt wird 
von diesen Aufhebungen das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 194/1965 idF des' Bundesgesetzes BGBI. 
Nr.379/1986. 

Bei der Abwicklung der Mittelzuführungen soll 
gegenüber den Verfahren nach den bisherigen 
Finanzierungsgesetzen keine Änderung hinsichtlich 
der Tragung der Refundierungen durch den Bund 
eintreten - dh. die ÖIAG hat die Mittel für die 
Zuführungen auf dem in- und ausländischen Kapi­
talmarkt mit Bundeshaftung aufzunehmen, und der 
Bund wird zu Refundierungen von Zinsen und Til~ 
gungszahlungen der ÖIAG ermächtigt, soweit 
diese von der ÖIAG nicht selbst getragen werden 
können. Eine Änderung ist allerdings hinsichtlich 
des zwischen dem Bund und der ÖIAG vor den 
Mittelzuführungen abzuwickelnden Verfahrens 
vorgesehen, die eine stärkere Bindung der ÖIAG 
und ihrer Konzernunternehmungen an die Zweck­
bestimmungen der Mittelzuführungen und ihre lau­
fende Erfolgskontrolle ermöglichen soll (vgl. zu 
dieser Methode bereits das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 206/1982 und das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 484/1985): Durch einen zwischen dem Bund 
und der ÖIAG abzuschließenden Vertrag sollen die 
Bedingüngen für die einzelnen Mittelzuführtingen 
und für die laufende Erfolgskontrolle festgelegt 
werden. 

Im Finanzkonzept der ÖIAG soll auch eine mög­
lichst weitgehende Angabe des Verwendungszwek­
kes der vom Eigentümer der verstaatlichten Unter" 
nehmen, der ÖIAG, den Gesellschaften zugeführ­
ten Mittel erfolgen. Damit soll auch darauf hinge­
wiesen werden, daß es dem österreichischen Staat 
als letztlichem Eigentümer der Unternehmungen 
des ÖIAG-Konzerns möglich sein muß, entspre­
chende Forschungen und Investitionen in Erwar­
tung künftiger positiver Ergebnisse zu finanzieren. 
Entsprechende Finanzierungen sind im Grundstoff­
industriebereich auch anderer Staaten üblich (vgl. 
etwa die Entscheidung Nr. 3484/85 der Kommis­
sion/EGKS zur Einführung gemeinschaftlicher 
Vorschriften für die Beihilfen zugunsten der Eisen­
und Stahli"dustrie, ABI. Nr. L 340/1 vom 
18. Dezember 1985; die Entscheidung des US 
Court of International Trade "British St.eel vs. US", 
Op. 86/37 vom 31. März 1986; vgl. dazu Stadler, 
Die Beurteilung von staatlichen Beihilfen in' der Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses 
Rechtsprechung der USA, Recht der internationa- GesetZes stützt sich im wesentlichen auf Art. 17 
len Wirtschaft, 1987,210 ff.).B-VG, da es sich in weiten Bereichen um die Aus-

übung von Privatrechten des Bundes handelt; inso-
Mittelzuführungen der ÖIAG müssen mit Eigen- weit hoheitliche Regelungen getroffen werden, 

leistungen der Unternehmungen Hand in Hand . stützen sich diese Regelungen auf Art. 10 (2) Z 4 
gehen. Bei der Prüfung der Notwendigkeit von B-VG (Bundesfinanzen) sowie Art. 10 (1) Z 6 
Eigenkapitalzuführungen an Konzernunterneh- (ZivilrechtsweseIl)' 
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Zu § 1 

Besonderer Teil 

Zu Art. I 

Die hier vorgesehene Konzeption der bedingten 
Refundierung von Ausgaben der ÖIAG für Zinsen 
und Tilgungen von Krediten entspricht der der bis­
herigen Finanzierungsgesetze. 

Die in Abs. 1 vorgesehene Summe leitet sich aus 
dem Finanzierungsmemorandum vom 26. Feber 
1987 der ÖIAGab, das auf Unternehmenskonzepte 
der verstaatlichten Tochterunternehmen zurück­
geht und von den Organen der ÖIAG beschlossen 
wurde. Der in diesem Finanzierungsmemorandum 
angegebene. Bedarf einzelner Gesellschaften des 
ÖIAG-Konzerns wird zum Teil durch Eigenlei­
stungen aufzubringen sein. Dem dadurch nicht zu 
befriedigenden Mittelbedarf der Eisen- und Stahl­
industrie und des Bergbaus sollen die durch dieses 
Bundesgesetz bedeckten Mittelzuführungen die­
nen. Sollte sich die Ertragslage der Gesellschaften 
des ÖIAG-Konzerns, die Mittelzuführungen 
erhielten, entscheidend verbessern, so soll eine ent­
sprechende Minderung der Refundierungsver­
pflichtung des Bundes die Folge sein. 

Die Ereignisse des Spätherbstes 1985 vor allem 
im Handelsbereich der VOEST-Alpine AG und die 
unerwarteten Tiefstnotierungen im Metallsektor 
verursachten einen Mittelbedarf vor allem bei 
VOEST-Alpine und BBU, der mit den noch aus 
dem Finanzierungsgesetz 1983, BGBI. Nr. 589, ver­
fügbaren Mitteln nicht gedeckt werden konnte. Zur 
Verhinderung schwerwiegender Nachteile dieser 
Unternehmungen und damit der gesamten Gruppe 
mußten von seiten der ÖIAG rasch Maßnahmen 
ergriffen werden, um den Eigenfinanzierungsbe­
darf zu decken. Zu diesem Zweck stand noch aus 
dem durch das Bundesgesetz aGBl. Nr. 204/1986 
geänderten ÖIAG-Anleihegesetz ein Rahmen/zur 
Verfügung, in dem der Bund Haftung für Kredit-
9perationen der Ö~G übernehmen konnte. Die 
OIAG hat in der Höhe von 12,3 Milliarden S 
Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite mit Bun­
deshaftungaufgenommen. Wegen der hohen damit . 
verbundenen Zinsenbelastung kann nicht angenom­
men werden, daß- die ÖIAG die erforderlichen 
Rückzahlungen zur Gänze aus eigenem tragen 
wird, können, so daß ohne Ausstattung dieser Kre­
ditmaßnahmen mit einer Refundierungsregelung 
eine Inanspruchnahme der Bundeshaftung erfolgen 
würde. Daher wird auch eine Übernahme dieser 
Beträge in Abs. 2 vorgesehen. 

Die ÖIAG hat seit ihrer Errichtung im Jahr 1970 
Eigenmittelzuführungen an Konzerngesellschaften 
in Höhe von rd. 4,4 Milliarden S vorgenommen, 
für die keine Refundierungsregelung zur Anwen­
dung kam. Die Mittel stammten zum Teil aus Divi­
dendeneinnahmen, zum Teil aus Kapitalmarkt­
trans;!.ktionen der ÖIAG. Der mit Bundeshaftung, 
aberDisher ohne Refundierungsregelung besicherte 

Betrag der Verbindlichkeiten der Ö IAG beläuft 
sich derzeit auf rd. 2,1 Milliarden S. Da durch die 
in Aussicht genommenen Veräußerungen von 
Anteilsrechten insbesondere an der ÖMV AG 
durch die ÖIAG deren Dividendenerwartungen 
verringert werden, sieht Abs. j vor, den Bundesmi­
nister für Finanzen zur Refundierung von Zil!sen 
auch für diese .mit Bundeshaftung durchgeführten 
Kapitalmarkttransaktionen der ÖIAGzu ermächti­
gen. 

Die in Abs. 4 vorgesehenen Bestimmungen fol­
gen im wesentlichen den im BundesgesetzBGBI. 
Nr. 589/1983 enthaltenen. 

Abs.5 sieht vor, daß die Anweisung der Refun­
dierungszahlungen an die ÖIAG durch den Bund 
grundsätzlich erst nach Einholung der Zustimmung 

. der Bundesregierung erfolgen darf. Die Bundesre­
gierung ist - insoweit Refundierungszahlungen 

. erfolgen sollen - jedenfalls zweimal jährlich zu 
befassen. 

Zu §2 

§ 2 legt die Kriterien fest, unter denen die ÖIAG 
Mittel an ihre Tochtergesellschaften zuführen darf. 
Es wird verlangt, daß in der Gesellschaft eine finan­
zielle Notsituation besteht, sowie daß ein Weiterbe­
stand dieser Gesellschaft bzw. ihrer Betriebsstätten 
in volkswirtschaftlichem Sinn gerechtfertigt ist. 

Zu §3 

Durch diese Be'stimmung wird grundsätzlich 
festgelegt, daß eine Mittelzuführung an die ÖIAG 
erst erfolgen darf, nachdem zwischen dem Bund als 
Träger von, Privatrechten und der ÖIAG ein Ver­
trag abgeschlossen wurde. Welche Regelungen 
jedenfalls in diesem Vertrag enthalten sein müssen, 
ergibt sich aus der demonstrativen AufZählung der 
lit. abis d. 

Im Vertrag ist gemäß lit. a vorzusehen, daß Mit­
telzuführungen nur zu dem im § 2 genannten 
Zweck erfolgen und von der ÖIAG nur für Auf­
wendungen verwendet werden dürfen, die mit die­
ser Bestimmung im Zusammenhang stehen; durch 
Auskunftspflichten an den Bund einerseits und Ein­
sichtsrechte des Bundes andererseit (lit: b) ist eine 
Kontrolle über die widmungsgemäße-Mittelver­
wendung sicherzustellen. 

Über die gesetzlichen Bestimmungen hinausge­
hend, ist in diesem Vertrag die ÖIAG zu verpflich­
ten, ein langfristiges - die Unternehmensplanung 

\ beinhaltendes - Finanzkonzept, das vom Bund zu 
genehmigen ist, vorzulegen (lit. c). 

Lit. d enthält die Verpflichtung der ÖIAG, die 
ihr als beherrschendem Unternehmen eines Kon~ 
zerns nach dem ÖIAG-Gesetz gegebenen Mittel 
auch für die Einhaltung der übernommenen ver­
traglichen Verpflichtungen einzusetzen, um qen 
Durchgriff auf die durch Mittelzuführungen 
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begünstigten Unternehmungen zu sichern und die 
Einhaltung der Zuführungsbedingungen wie der 
Feststellung der damit und in Verbindung mit 
anderen Maßnahmen erreichten Ergebnisse zu 
ermöglichen und notwendigenfalls entsprechende 
Anordnungen zu treffen. 

Die lit. e sieh~ vor, daß zwischen ÖIAG und dem 
Bund - basierend auf dem langfristigen Finanz­
konzept - jährlich ein Finanzplan abgestimmt 
wird, _der die Höhe der jährlichen Mittelzufuhr 
vorsehen soll, die dann gemäß § 1 Abs. 5 festgelegt 
wird. 

Zu § 4 

Wegen des engen Zusammenhanges mit der Kr~­
ditpolitik des Bundes und der sich häufig ändern­
den Konditionen für Kredite wird für jede einzelne 
von diesem Bundesgesetz besicherte Kapitalmarkt­
transaktion wie auch nach den bisherigen Finanzie­
rungsgesetzen eine Genehmigung des Bundes 
erforderlich sein. 

Zu § 5 

Die Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns sollen 
Eigenleistungen durch die Veräußerung von nicht 
betriebsnotwendigen Vermögensbestandteilen 
(auch Beteiligungen) erbringen. 

Zu § 6 

Die bisherigen Finanzierungsgesetze enthielten 
eine Reihe von Berichtspflichten, die zweckmäßi­
gerweise in einen einzigen jährlichen Bericht, der 
auch die Grundlage für die Entscheidung über die 
im folgenden Jahr vom Bund nach den einzelnen 
Finanzierungsgesetzen zu tragenden Refundie­
rungspflichten bilden soll, zusammengefaßt werden 
sollen. 

Zu §7 

Die in Betriebsvereinbarungen und, für ehemals 
leitende Angestellte, in einzelvertraglichen Verein­
barungen enthaltenen betrieblichen Pensionszu­
schüsse stellen für einzelne Unternehmen des 
ÖIAG-Konzerns eine große und jährlich zuneh­
mende finanzielle Belastung dar: Im Jahresab­
schluß des größten Unternehmens des Konzerns 
zum 31. Dezember 1985 sind rd. 5,3 Milliarden S 
als Pensionsvorsorge enthalten; in der Gewinn­
und Verlustrechnung dieses Unternehmens sind für 
1985 an Lohn- und Gehaltszahlungen rd. 10,5 Mil­
liarden S ausgewiesen, an Aufwendung für Alters-· 
versorgung rd. 1,1 Milliarden S (Auszahlungen und 
Rückstellungsdotierung). Soweit diese Unterneh­
mungen nun wiederum mit Haftung des Bundes 
und. zu einem großen Teil wahrscheinlich letztlich 
aus dem Bundesbudget oder sonst durch Mittelzu­
führungen der ÖIAG Kapitalzuführungen erhalten, 
ohne die ihr Bestand (und damit auch die Fortfüh­
~·ng der Pensionszuschüsse überhaupt) ernstlich 

gefährdet wäre, scheint es gerechtfertigt, die in 
bestehenden Pensionsvereinbarungen enthaltenen 
Valorisierungs- und Kaufkraftanpassungsklauseln, 
die eine stetige Anpassung· an Lohnniveau bzw. 
Kaufkraftänderung vorsehen, ab Inkrafttreten die­
ses Gesetzes bis Ende 1990 außer Kraft zu setzen. 
Die von den Unternehmungen im Zeitpunkt der 
ersten Kapitalzuführung nach diesem Bundesgesetz 
gezahlten Pensionszuschüsse werden zwar weiter­
hin gewährt, aber nicht erhöht. 

Die hier vorgeschlagene Lösung des Abs. 1 soll 
sich unmittelbar auf alle Personen, denen gegen­
wärtig oder bis zum 31. Dezember 1990 Zusatz­
pensionen gewährt werden, auswirken und stützt 
sich kompetenzrechtlich auf Art.lO (1) Z 6 B-VG 
(Zivilrechtswesen) ; sie wurde gewählt, weil die 
erwähnten Vereinbarungen zwar Widerrufsklau­
seln für betriebliche Pensionszuschüsse bei "wirt­
schaftlicher Notlage des Unternehmens" kennen, 
aber UnkJa.rheit über die Anwendbarkeit dieser 
Klauseln oder damit im Zusammenhang stehender 
Stillhalteabkommen besteht. Eine Anwendung sol­
cher vertraglicher Widerrufsvorbehalte hätte daher 
durch die Vielzahl der bestehenden Vereinbarun­
gen über betriebliche Pensionszuschüsse Ungleich­
heiten zwischen den einzelnen berechtigten Perso­
nengruppen befürchten lassen. Direkte Eingriffe 
des Gesetzgebers in bestehende vertragliche Ver­
einbarungen sind nun verfassungsrechtlich zulässig, 
wenn sie weder exzessiv sind noch unsachliche Dif­
ferenzierungen enthalten (vgl. VfSlg. 8212/1977). 
Bei einer Regelung, die die bestehenden vertragli­
chen Zusatzpensionen unberührt läßt (deren ver­
traglicher Widerrufstatbestand etwa gegeben bleibt, 
wenn sich die Wirtschaftslage des Unternehmens so 
nachha:Jtig verschlechtert, daß dem Unternehmen 
eine Aufrechterhaltung der zugesagten· Leistungen 
nicht mehr zugemutet werden kann) und lediglich 
ihre Steigerungen befristet ausschließt, kann nun 
nicht von einer in den Kern der bestehenden Ver­
tragsrechte eingreifenden Bestimmung gesprochen 
werden. Die Sachlichkeit der Regelung ist schließ­
lich darin zu sehen, daß sie sich auf Unternehmun­
gen beschränkt, bei denen der Bund letztlicher 
Eigentümer ist, und die durch finanzielle Zuwen­
dungen sei es des Bundes, sei es der ÖIAG bestehen 
bleiben. In das bestehende Konzept der Selbstrege­
lung der Beziehungen zwisc,hen den Angehörigen 
solcher Unternehmungen und diese Unternehmun­
gen, die gegenüber anderen österreichischeil Unter­
nehmungen eine besonders in diesem Gesetz zum 
Ausdruck kommende Sonderstellung haben (vgl. zu 
solchen Sonderstellungen einzelner Wirtschattsbe­
reiche VfGH Erk. vom 15. März 1984 G 79/83), 
wird nur insoweit eingegriffen, als es die finanzpo­
litischen Notwendigkeiten einer möglichst geringen 
Belastung des Bundesbudgets verlangen. Durch die 
Befristung des Eingriffes auf jenen Zeitraum, bis zu 
dem die finanzielle Sanierung erwartet wird, wird 
wiederum sichergestellt, daß die Bestimmung wäh­
rend ihrer Anwendbarkeit dem Gleichheitssatz ent-
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spricht (vgl. Rack/Wimmer, Das Gleichheitsrecht 
in Österreich, EuGRZ 1983, 604). 

Abs. 2 enthält den Auftrag an die Unternehmens­
leitungen und an die Interessenvertretungen der 
Arbeitnehmer, in den Gesellschaften, auf die Abs. 1 
Anwendung findet, jedenfalls bei Auslaufen beste­
hender befristeter Betriebsvereinbarungen im Hin­
blick auf die Höhe der betrieblichen Pensionzu­
schüsse diese durch s\olche zu ersetzen, die der 
bestehenden Notlage der Unternehmungen ent­
spricht. 

Zu Artikel II 

Zu diesem Artikel sind in Analogie 'zu Artikel I 
und der bisher geübten Praxis (vgl. etwa Art. I des 
Bundesgesetzes BGBI. NI. 589/1983) entspre­
chende Änderungen des ÖIAG-Anleihegesetzes 
vorgesehen, wobei das Prinzip beibehalten werden 
soll, daß der Haftungsrahmen des Bundes höher ist 
als die Refundierungsverpflichtung. 

Zu Artikel III 

Im Zusammenhang 'mit der Erbringung von 
Eigenleistungen durch Gesellschaften stellt sich 
auch die Frage der Veräußerung von Beteiligungen 
oder Tochtergesellschaften von verstaatlichten 
Unternehmen. Hiefür gibt es in der geltenden 
Rechtslage einige Bedingungen (vgl. insbesondere 
das Bundesverfassungsgesetz BGBI. Nr. 46/1970 
über die Mitwirkung des Hauptausschusses des 
Nationalrates). Das Rekonzernierungsgesetz und 
das 1. Verstaatlichungs-Organisations gesetz ent­
halten gesetzliche Veräußerungsverbote, deren 
Aufrechterhaltung nicht gerechtfertigt erscheint, 
auch da sie durch die zwischenzeitig eingetretenen 

Änderungen der Unternehmensstrukturen und der 
Gestaltung von Betriebsstätten große Anwendungs­
probleme brächten. Rechtspolitisch wiederum ist 
das Abstellen auf die Anteilseignerschaft problema­
tisch, da für die wirtSchaftlich entscheidende Frage 
des tatsächlichen Erhalts der Substanz von Unter­
nehmungen keine gesetzliche Vorkehrung getrof­
fen ist und getroffen werden kann. 

Eine Aufrechterhaltung der Ved.ußerungsver­
bote bzw. Zustimmungspflichten würde die Mög­
lichkeiten der Veräußerungen von Unternehmun­
gen bzw. des Eingehens von Beteiligungen wegen 
der damit verbunden zeitaufwendigen und nicht 
den geänderten wirtschaftlichen Gegebebheiten 
entsprechenden Verfahren erschweren, wenn nicht 
unmöglich machen. 

Zu Artikel IV 

Abs. 1 enthält die sich aus Art. III ergebenden 
Änderungen des ÖIAG-Gesetzes und sieht als 
Erweiterung der Pflicht des zuständigen Bundesmi­
nisters vor, in den jährlichen "Lagebericht" insbe­
sondere auch auf die Veränderungen der Eigen­
tumsstruktur einzugehen. Damit soll der National­
rat über die Strukturänderung auch im Eigentums­
bereich informiert werden. 

Abs. 2 geht davon aus, daß die ÖIAG Refundie­
rungsansprüche, die ihr gegen den Bund auf Grund 
der bisherigen Finanzierungsgesetze zustehen, in 
der Jahresbilanz aktiviert. Durch die hiervorge­
schlagene Formulierung soll die bisher gewählte 
Bilanzierungsmethode der ÖIAG auch bei der in 
Vorbereitung befindlichen strukturellen Änderung 
der Rechnungslegungsvorschriften für Kapitalge­
sellschaften fortgeführt werden können. 
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